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Abkürzungsverzeichnis und Glossar 
 

Abkürzung  
bzw. Begriff 

Bedeutung, ggf. Erklärung 

Angebotsarten der Begegnungsstätten für Senioren (BS) und für Menschen mit Behinderung 

 Offene Begegnung: individuelle eigenständige Nutzung der Möglichkeiten der BS wäh-
rend der Öffnungszeiten, ohne Gebühr, ohne Anmeldung, ohne 
Anleitung, Bsp.: Kaffeeklatsch, Frühstücksbüfett  

 

 Information/ Bildung: Kurse, Vorträge, Seminare 

 

 Aktivitätsangebote: festgelegter zeitlicher und örtlicher Rahmen, relativ stabile Gruppe, 
Teilnehmer sind selbst tätig  

z. B.: Zirkeltätigkeit, Kreativ-Treff, Spieler-Treff, alle sportlichen Ak-
tivitäten, Gedächtnistraining, Chor/ Singegruppe, Tanzveranstaltun-
gen 

 

 angeleitete Interes-
sengruppen: 

Interessengruppen (z. B. Selbsthilfegruppen), die Hilfeleistungen 
bei ihrem Aufbau, bei der Organisation bzw. Durchführung der Tref-
fen benötigen 

 Kultur: Darbietung eines kulturellen Programms durch den Veranstalter/ 
BS 

 

 Service: zusammenfassende Darstellung der folgenden Angebote: 

  Interessengruppen an einem Thema interessierte Bürger treffen sich selbst organisiert, 
z. B.: Selbsthilfegruppen, Weight Watchers, Bibelstunde 

 

  Dienstleistungen z. B. Kopierdienst, Schreib- und Formularhilfe, Buchverleih, Geträn-
keverkauf, Nähservice, Mediennutzung 

  Vermietung Räume werden für Veranstaltungen zur Verfügung gestellt, z. B.: 
Geburtstagsfeiern  

   Vermittlungen in 
Beratung anderer  
Dienste/Träger 

 

Benchmarkingkreis Vergleich ausgewählter Kennzahlen der SGB II und XII zwischen 
10 mittelgroßen Großstädten Deutschlands (Stand 2014). Zurzeit 
nehmen außer Chemnitz drei weitere ostdeutsche Städte teil – Hal-
le, Jena und Potsdam.  
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AdVermiG Adoptionsvermittlungsgesetz 

BeurkG Beurkundungsgesetz 

BGB Bürgerliches Gesetzbuch 

BKiSchG Bundeskinderschutzgesetz 

EFRE Europäischer Fonds für regionale Entwicklung 

Damit werden Maßnahmen und Instrumente der Stadtentwicklung 
unterstützt, die urbane Qualität sichern und erhalten sowie stabile 
infrastrukturelle Voraussetzungen für zukünftige Generationen 
schaffen. Details für Chemnitz siehe 
http://www.chemnitz.de/chemnitz/de/die-stadt-
chemnitz/stadtentwicklung/efre-foerderung/index.html 

FamFG Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

GG Grundgesetz 

HzE Hilfen zur Erziehung 

InsO Insolvenzordnung 

JGG Jugendgerichtsgesetz 

KdU Kosten der Unterkunft und Heizung 

KomHVO – Doppik Sächsische Kommunalhaushaltsverordnung Doppik 

KSV Kommunaler Sozialverband Sachsen. 

Ist unter anderem überörtlicher Träger der Sozialhilfe sowie überört-
liche Betreuungsbehörde und erfüllt die Aufgaben des Integrations-
amtes aus dem Schwerbehindertenrecht sowie dem Sozialen Ent-
schädigungs- und Fürsorgerecht. 

LHO Landeshaushaltsordnung 

SächsAüGUVG Sächsisches Aufgabenübertragungsgesetz zum Unterhaltsvor-
schussgesetz 

SächsGemO Sächsische Gemeindeordnung 

SächsKiSchG Sächsisches Kindergesundheits- und Kinderschutzgesetz 

SächsKitaG Sächsisches Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrich-
tungen 

SGB II Sozialgesetzbuch Zweites Buch – Grundsicherung für Arbeitsu-
chende  

SGB III Sozialgesetzbuch Drittes Buch - Arbeitsförderung 

SGB V Sozialgesetzbuch Fünftes Buch – Gesetzliche Krankenversicherung 

SGB VIII Sozialgesetzbuch Achtes Buch – Kinder- und Jugendhilfe 

SGB IX Sozialgesetzbuch Neuntes Buch - Rehabilitation und Teilhabe be-
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hinderter Menschen 

SGB X Sozialgesetzbuch Zehntes Buch – Sozialverwaltungsverfahren und 
Sozialdatenschutz 

SGB XI Sozialgesetzbuch Elftes Buch - Soziale Pflegeversicherung 

SGB XII Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch – Sozialhilfe 

SoBEZ Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen. 

Finanzmittel zur Abfederung der Unterkunftskosten nach SGB II, 
die dem Freistaat Sachsen zufließen und vom Sächsischen 
Staatsministerium für Finanzen nach einem speziellen Schlüssel 
auf die Landkreise und kreisfreien Städte verteilt werden, ergänzt 
durch finanzielle Umverteilung von Ersparnissen des Freistaates 
bei der Wohngeldfinanzierung1. 

StGB Strafgesetzbuch 

UN-
Behindertenrechtskon-
vention 

Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen vom 13. Dezember 2006, in Deutschland 
ratifiziert am 26. März 2009 

UVG Unterhaltsvorschussgesetz 

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung 

VwV KommHHWi – 
Doppik 

Verwaltungsvorschrift Kommunale Haushaltswirtschaft 

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz 

VwZG Verwaltungszustellungsgesetz 

ZPO Zivilprozessordnung 

 

                                                
1
  Seit 2005 sind Leistungsbezieher nach SGB II und SGB XII nicht mehr wohngeldberechtigt.  
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